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Selten hat ein Ereignis die Gefahr eingeschliffener poli-
tischer Korrektheit und Denkmuster so deutlich vorge-
führt wie die Massenübergriffe in der Kölner Silvester-
nacht: Die Polizei hielt Erkenntnisse über die Taten und
Täter unter Verschluss, weil sie die Wahrheit für «poli-
tisch heikel» hielt, linke Medien und viele Feministin-
nen versuchten, die für unsere Breitengrade beispiel-
losen sexuellen Übergriffe von Migranten zu entschär-
fen, indem sie sie in die «traurige Realität» («TAZ»)
alkoholisierter Grabscherei an deutschen Volksfesten
einreihten. Und schon war das Feld geräumt für die
Politiker am rechten Rand, die sexuelle Belästigung
sonst gern als Flirt bezeichnen, sich nun aber als Ritter
der Emanzipation aufspielten, weil sie den Horror an
Silvester als Chance für eine Kehrtwende in der deut-
schen Asylpolitik sehen. Die Vorfälle könnten auch in
der Schweiz Folgen haben, für die Gegner der Durchset-
zungsinitiative ist die Aufgabe schwieriger geworden.
Ein sogenannter Frauenkurs für Asylbewerber, wie ihn
die hiesige SP vorschlägt, ist keine Antwort: Bedroht ein
organisierter Mob von Migranten Frauen in mehreren
Städten, ist das kein kulturelles Missverständnis, son-
dern eine Machtdemonstration. Wer den öffentlichen
Raum für Frauen zum Angstraum macht, will patriar-
chale Verhältnisse. Dagegen gilt es zu kämpfen. (na.)

DaswarkeinFauxpas, sondern
eineMachtdemonstration

Übergriffe inKöln

Für Christoph Blocher war Toni Brunner als Parteipräsi-
dent der SVP ein Glücksfall. Was immer sich Herrliberg
ausheckte, der Bauer aus dem Toggenburg brachte es
unters Volk. Brunner ist ein politisches Naturtalent,
wenn man darunter die Qualitäten versteht, die auch
den erfolgreichen Verkäufer auf dem Jahrmarkt aus-
zeichnet. Er spricht die Sprache des Volkes, hat Humor
und vermag mit einfachen Argumenten das Publikum in
Bann zu schlagen. Selbst härteste SVP-Positionen ertö-
nen aus seinem Mund halbwegs entschärft. Ob er diese
Positionen selbst alle teilte, ist unklar. Sie dürften ihn
aber – der Preis für treue Pflichterfüllung – den begehr-
ten St. Galler Ständeratssitz gekostet haben. Dass er da
im zweiten Anlauf dem Gewerkschafter Paul Rechstei-
ner unterlag, muss speziell bitter gewesen sein. Sein
Rücktritt und die Wahl des Berners Albert Rösti zum
Nachfolger sind Ausdruck von Kontinuität. Vermutlich
strebt die SVP eine Professionalisierung der Parteifüh-
rung an. Denn Rösti verfügt als ehemaliger Verbands-
funktionär über entsprechende Erfahrungen. Spurtreu
ist auch er, das hat er im Wahlkampf 2015 bewiesen, den
er für die SVP führte. Ob er als Verkäufer Toni Brunner
erreicht, wird man bald wissen. (fem.)

DieSVPverliert ihren
Chefverkäufer

Toni Brunner

Nach Turbulenzen an den chinesischen Börsen sind
diese Woche auch die Aktienkurse in London, New
York, Tokio und Zürich getaucht. Dass führende Finanz-
plätze so heftig auf Ereignisse in einem Schwellenland
reagieren, ist bezeichnend. China hat sich in kurzer Zeit
vom wirtschaftlichen Nonvaleur zur zweitgrössten
Ökonomie gemausert. Das ist zweifellos das Verdienst
einer ebenso weitsichtigen wie autoritären Wirtschafts-
politik. Viele Jahre hat Peking die Geschicke des Landes
erfolgreich mit harter Hand und Fünfjahresplänen
gelenkt. Doch nun zeigt sich immer deutlicher, dass
diese Planwirtschaft an ihre Grenzen stösst. Die Akteure
an den Finanzmärkten halten sich nicht an das Diktat
einer pseudokommunistischen Volkspartei. (stä.)

Planwirtschaft inNot
China

Das erste Missverständnis geht so:
Der Konflikt zwischen der schiiti-
schen Vormacht Iran und der sunni-
tischen Vormacht Saudiarabien

wäre neu und ein Religionskrieg. Wahr ist:
Der Konflikt ist weder neu noch religiös
motiviert, sondern eine Mischung aus kon-
kurrierenden machtpolitischen, ethnischen
und wirtschaftlichen Interessen. Die Religion
wird vom Führungspersonal nur vorgescho-
ben. Sie verspricht Bestes im Himmel und
auf Erden und mobilisiert so die Massen.

Das zweite Missverständnis: Der Dreissig-
jährige Krieg wäre ein Religionskrieg gewe-
sen. Wahr ist: Es ging damals nicht darum,
wer Katholik oder Protestant ist, sondern
welche Fürstenhäuser den weltlichen Macht-
kampf gewinnen. So kämpfte etwa das katho-
lische Frankreich mit dem protestantischen
Schweden gegen das katholische Habsburg
und aktivierte sogar das Osmanische Reich
der Muslime gegen Wien, vor dessen Toren
die Osmanen dann zweimal standen.

Der Vergleich zwischen dem islamischen
Dauerkrieg und dem europäischen Dreissig-
jährigen Krieg ist irreführend. Gleich ist nur
das politische Rezept: Verkleide deine irdi-
schen Interessen mit göttlichem Schein.

Das alles ist kein akademisches Glasper-
lenspiel, sondern eine hochpolitische Ange-
legenheit, denn ohne richtige Diagnose keine
erfolgreiche Therapie.

Die meisten Nahoststaaten sind künst-
liche Gebilde des Nach-Kolonialismus und
der einheimischen Machteliten. Öl- und Gas-
vorkommen gibt es allein im Osten Saudi-
arabiens. Der Osten alimentiert also den
Gesamtstaat. Die grosse Mehrheit der ost-
saudischen Bevölkerung sind Schiiten. Sie
haben im Königreich noch weniger mitzu-
bestimmen als die sunnitische Mehrheit. Die
Schiiten im Osten Saudiarabiens möchten
ihren geografisch bedingten Reichtum behal-
ten und damit nicht länger ihre eigene Unter-
drückung durch die Sunniten finanzieren.
Sie wollen Selbst- oder zumindest Mitbe-
stimmung. Langfristig bedeutet das: Regio-

nale Autonomie etwa in einem föderalen,
bundesstaatlichen Saudiarabien oder staat-
liche Unabhängigkeit, gegebenenfalls erwei-
tert um einen Staatenbund mit Iran. Alleine
sind die saudischen Schiiten zu schwach. Sie
suchen Hilfe. Die bietet sich auf der anderen
Seite des Golfes im schiitischen Iran an. Das
Gleiche gilt für die von der sunnitischen Min-
derheit unterdrückte schiitische Mehrheit
in Bahrain.

Iran nimmt Saudiarabien zusätzlich in die
Zange. Im Irak bilden nämlich die Schiiten
die Mehrheit. Seit dem Golfkrieg von 2003
und der Entmachtung der sunnitischen
Clique um den Diktator Saddam Hussein
dominieren sie den Irak in Form einer demo-
kratisch bemäntelten Unterdrückung der
Sunniten. Der Rückzug der USA hat den poli-
tisch-militärischen Einfluss Irans mit der
Billigung der Regierung in Bagdad erhöht.
Sie braucht Irans Hilfe, um sich an der Macht
zu halten. Iraks Schiiten leben vornehmlich
im Süden des Landes, also den Saudis am

nächsten. Der grenzüberschreitende – und
nur noch nicht so genannte – Staatenbund
zwischen Iran und dem Südirak bedroht die
Saudis im Norden.

Aus der Sicht Teherans ist das Westpolitik.
Sie wird seit Jahren noch weiter westlich
durch die Achse mit Asads schiitisch-alawiti-
schem Minderheitsregime in Syrien und mit
der libanesischen Schiitenmiliz Hizbullah
ergänzt. Ausserdem umzingelt Iran so den
jüdischen Staat, Israel, und gewinnt gesamt-
islamisch an Prestige. Zusammen mit den
sunnitischen Beduinen auf der Sinaihalb-
insel sowie mit der dortigen sunnitischen
IS-Terrormiliz helfen Irans Schiiten den
sunnitischen Palästinensern der Hamas im
Gazastreifen. Mit dem christlichen Armenien
wiederum kooperiert Teheran gegen den
schiitischen Nachbarn Aserbaidschan. Wer
redet da von Religionskrieg?

Die Saudis werden nicht nur aus dem
Osten und dem Norden, sondern auch aus
dem Süden bedroht: Die Schiiten im Jemen
wollen dort die langjährige Herrschaft der
Sunnitenmehrheit brechen. Weil sie innen-
politisch zu schwach sind, holten sie Hilfe
von aussen: aus Iran. Mit Religionspolitik hat
all das weniger zu tun als mit der Mischung
von innen-, aussen- und regionalpolitischen
Interessen.

Aus der Defensive wechselten die Saudis
in die kopflose Offensive, die ihnen langfris-
tig enorm schaden könnte: Sie unterstützten
die sunnitischen Terroristen vom Islami-
schen Staat gegen Irans Partner – können
aber die von ihnen selbst gerufenen Geister
nicht mehr stoppen und lassen sie unbeab-
sichtigt auch auf Europa los.

Was tun? Statt nach militärhistorischen
oder religionsgeschichtlichen Parallelen zum
Dreissigjährigen Krieg zu suchen, sollte man
nüchtern analysieren und Lösungen konzi-
pieren. Die Lösung heisst: Frieden durch
Föderalismus. Wer die hier genannten künst-
lichen Staatsgebilde in Kantone oder Bun-
desländer föderal umorganisiert, der hat die
Region schon beinahe befriedet.

DerexterneStandpunkt

DerdräuendeKonflikt zwischenSunnitenundSchiitenhat kaum
etwasmit konfessionellenÜberzeugungenzu tun, dafürumsomehr
mit falschenGrenzziehungen, schreibtMichaelWolffsohn

DerStreitzwischenSaudiarabien
undIran istkeinReligionskrieg

MichaelWolffsohn

Michael Wolffsohn, 68, ist Historiker und
lehrte als Professor von 1981 bis 2012
Neuere Geschichte an der Bundeswehruni
versität in München. Der Sohn einer nach
Palästina geflüchteten und später zurück
gekehrten jüdischen Familie ist unter ande
rem Autor der Bücher «Zum Weltfrieden»
oder «Wem gehört das Heilige Land?».
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